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Hartmut Ditton
Wie viel Ungleichheit durch Bildung verträgt
eine Demokratie?
Zusammenfassung: Dass Bildungsungleichheit in den letzten Jahren zunehmende Auf-
merksamkeit erfährt, erscheint auf Grund der zentralen Bedeutung, die Bildung für gesell-
schaftliche Teilhabe in modernen Demokratien hat, nicht überraschend. Dennoch stellt
sich die Frage, worauf unterschiedliche Zyklen in der Intensität des politischen und öffent-
lichen Problembewusstseins zurückzuführen sein könnten. Es wird argumentiert, dass
das Thema in einem umfassenderen gesellschaftlichen Gesamtzusammenhang gesehen
werden muss. Von daher erscheinen auch die gegenwärtigen Hoffnungen, durch spezifi-
sche bildungspolitische Reformen gravierende Veränderungen bewirken zu können, nicht
zwangsläufig überzeugend.
„Bildung ist die wichtigste Voraussetzung für Chancengerechtigkeit und sozialen Auf-
stieg. Wir brauchen eine Gesellschaft, in der niemand ausgeschlossen wird; eine Gesell-
schaft mit vielen Treppen und offenen Türen.…Und deshalb dürfen wir uns nicht damit
abfinden, dass die Zugangschancen zu guter Bildung in unserem Land ungleich verteilt
sind und dass die schulische Entwicklung eines Kindes immer noch maßgeblich – und
in jüngster Zeit sogar mit steigender Tendenz – von seiner Herkunft und dem Geldbeutel
der Eltern bestimmt wird. Von allen Ungleichheiten in unserem Land ist das vielleicht
sogar die ungerechteste. Sie ist beschämend für Deutschland.“1
1. Demokratie und Bildung
Demokratie bezeichnet eine Staatsform, in der die Macht vomVolk ausgeht. Zu diesem
Prinzip der Volkssouveränität kommen hinzu (b) dieAnerkennung derWürde und Frei-
heit des Menschen, (c) das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit sowie (d) das der Gleichheit
(gleiche Behandlung aller Bürger des Staates durch Gesetzgebung, Rechtsprechung
und Verwaltung). Moderne Demokratien stellen von ihrem Verständnis her jedoch
nicht nur auf formale Prinzipien und rechtsstaatliche Regelungen ab, vielmehr beinhal-
tet die Demokratieauffassung den Gedanken der Teilhabe aller Bürger am gesellschaft-
lichen und gemeinschaftlichen Leben. Dieses Verständnis von Demokratie als Lebens-
oder Seinsform findet sich besonders deutlich in den Schriften von John Dewey. Es
bildet die Grundlage seines Erziehungsverständnisses, das zur Erweiterung der Mög-
lichkeit für Erfahrung führen soll: „Die Demokratie ist mehr als eine Regierungsform;
1 „Ungleichheit: Wieviel brauchen wir? Wieviel vertragen wir?“. Eröffnungsansprache von
Bundespräsident Horst Köhler zum 47. Deutschen Historikertag am 30. September 2008 in
Dresden.
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sie ist in erster Linie eine Form des Zusammenlebens, der gemeinsamen und miteinan-
der geteilten Erfahrung“ (Dewey 1949, S. 121). Demokratie soll die Erfahrung und Be-
teiligung aller ermöglichen und dies erfordert den „Niederbruch jener Schranken zwi-
schen Klassen, Rassen und nationalen Gebieten, die es den Menschen unmöglich
machten, die volle Tragweite ihrer Handlungen zu erkennen“ (ebd.). Eine Gesellschaft
muss darauf bedacht sein, „dass die geistigen Möglichkeiten allen gleichmäßig und
leicht zugänglich bleiben“ (ebd.), es sollte eine „volle Gegenseitigkeit“ gegeben sein,
wohingegen die Teilung in Klassen die „Behinderung voller sozialer Wechselwirkung“
(S. 416) bedeutet.
Deweys Demokratiebegriff schließtAusgrenzung nicht nur in formaler Hinsicht aus,
sondern verlangt dafür Sorge zu tragen, dass auch faktisch umfassende Möglichkeit für
Erfahrung gewährleistet und jedem Einzelnen die gesellschaftliche Teilhabe gesichert
wird. Dieser Anspruch findet sich sehr ähnlich in Klafkis Verständnis einer „Kategori-
alen Bildung“ wieder, die auf die Entwicklung der Fähigkeit zur Selbstbestimmung,
Mitbestimmung und Solidarität abzielt (Klafki 1990a). Bildung beinhaltet dabei nicht
nur Wissen und erworbene Haltungen, sondern auch politische Teilhabe und Solidarität
mit denen, die an der Wahrnehmung ihrer Rechte gehindert sind. Nicht zuletzt zielt Bil-
dung damit auch auf die „Beschäftigungsfähigkeit“ ab, wie es in den Empfehlungen des
Forum Bildung nüchtern heißt (Arbeitsstab Forum Bildung 2001).
Die Idee der (gelebten) Demokratie hängt also mit dem Ideal der Bildung (bzw. Er-
ziehung) aufs Engste zusammen. Teilhabe in der Demokratie setzt den Erwerb von
Kompetenzen (nicht nur fachlichen) voraus, ohne die eine solche Teilhabe nicht oder
nur erheblich eingeschränkt möglich ist. Die Idee, dass damit ein Anspruch jedes Ein-
zelnen begründet ist und die Problematik ungleicher Bildungsteilhabe, durchziehen die
Erziehungs- und Bildungsdiskussion spätestens seit Comenius, Wilhelm von Humboldt
und Schleiermacher (Klafki 1990b). Zugleich ist damit auf gesellschaftspolitische Kon-
troversen bezüglich der Realisierung dieses Anspruchs und der Ausgestaltung des Bil-
dungswesens verwiesen, die bis heute aktuell sind. Einen konkreten Anlass für die in
den letzten Jahren erneut heftig aufflammende Bildungsdiskussion liefert die PISA-Stu-
die, bei der es wiederum um die Frage nach den erforderlichen Kompetenzen für gesell-
schaftliche Teilhabe geht. Ein bestimmtes Mindestmaß an Kompetenzen im Lesen (bzw.
das Beherrschen der Mutter- resp. „Landesprache“), in Mathematik und in den Natur-
wissenschaften wird hier als Grundbedingung dafür angesehen, in einer modernen Ge-
sellschaft zu Recht zu kommen. Insofern ist es höchst beunruhigend, wenn ein sehr er-
heblicher Teil der Jugendlichen in Deutschland zum Ende der Pflichtschulzeit über
allenfalls rudimentäre Lesefähigkeiten verfügt und zudem das ereichte Kompetenz-
niveau sowie die Bildungsteilshabe eng an die soziale Herkunft gekoppelt sind.
Weil durch Bildung der Lebenslauf in mehrfachem Sinn nachhaltig geprägt wird, ist
die Einlösung des Anspruchs, allen Individuen faire Bildungschancen zu gewähren, be-
sonders kritisch. Niemandem sollen vorschnell Optionen verschlossen werden. Ein sol-
cher Anspruch ist leicht zu proklamieren aber alles andere als leicht zu gewährleisten.
Worin der Anspruch genauer besteht, was die Herausforderungen sind und welche Per-
spektiven sich andeuten, ist Gegenstand der folgenden Ausführungen.
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2. Ungleichheit – Notwendigkeit und/oder Übel?
In funktionalistischen Theorien wird soziale Ungleichheit im Hinblick auf die Differen-
zierung gesellschaftlicherAufgaben als Notwendigkeit und Erfordernis gesehen (Davis/
Moore 1966). Eine funktionale Differenzierung nach Positionen muss auch nicht selbst
schon ein Problem sein. Es spricht nichts dagegen, dass in einer Gesellschaft unter-
schiedliche Aufgaben zu erledigen sind und sich Menschen für unterschiedliche Dinge
interessieren. Mit der funktionalen Differenzierung gehen aber auch Differenzierungen
nach sozialen Positionen und den damit verbundenen Privilegien (Einkommen, Pres-
tige,Wohlstand) einher.Auch dies wird häufig als unvermeidlich angesehen, weil es nur
so möglich sei, die fähigsten Personen für die wichtigsten Positionen (Gesundheit, Recht
usw.) zu gewinnen. In der Regel wird für diese Positionen eine hohe Qualifikation vo-
rausgesetzt, was eine längere Ausbildungsdauer, längere Zeiten des Verzichts auf Ein-
kommen, höhere nachgewiesene Leistungen, schwerere Ersetzbarkeit usw. hinweist.
Die Feststellung oder Bewertung, was als adäquate „Gegenleistung“ dafür gilt, ist kei-
neswegs einfach. Davon einmal abgesehen können als gerecht empfundene Verteilun-
gen im Sinne einer funktionalen Differenzierung überhaupt nur dann gelingen, wenn es
eine einigermaßen ausgewogene Bilanz zwischen Angebot und Nachfrage gibt, d.h.
zwischen dem Qualifikationsbedarf und demMarkt der Qualifizierten. Theorien derAr-
beitsmarktsegmentation und die These vom Ende der Arbeitsgesellschaft stellen eine
solche Balance in Frage (Blossfeld/Mayer 1988). Es scheint, dass der Arbeitsmarkt in
Bereiche zerfällt mit hohen Anforderungen auf der einen Seite und einem davon sepa-
rierten „Restmarkt“ minderwertiger und wenig attraktiver Tätigkeiten auf der anderen
Seite. Verstärkte Investitionen in Bildung könnten damit möglicherweise Fehlinvesti-
tionen sein, da der Bedarf an hoch Qualifizierten nicht ausreichend gegeben sein könnte.
Faktisch ist jedoch der Bedarf an höheren Qualifikationen ansteigend, Verwerfungen
auf dem Arbeitsmarkt bestehen in stärkerem Maße bei geringer Qualifikation. So be-
trägt der Anteil der Erwerbslosen bei Personen ohne beruflichen Bildungsabschluss
ca. 12%, für Personen mit Fachhochschul- oder Hochschulreife ist er mit 4,5% bedeut-
sam niedriger (Konsortium Bildungsberichterstattung 2006, S. 182). Damit droht eine
zunehmend größer werdende Ungleichheit zu entstehen, die zu einer erheblichen Ge-
fährdung des sozialen Systems und des sozialen Friedens führen kann.
Den damit angesprochenen Zusammenhängen kommt schon seit der Hochphase der Bil-
dungsdiskussion in der Bundesrepublik Deutschland in den 1960er Jahren eine heraus-
ragende Bedeutung zu. Im Hinblick auf die gesellschaftlichenAnforderungen wurde der
Appell an die Notwendigkeit hoher Bildung von Georg Picht erhoben (Picht 1964). In
seiner Argumentation standen ökonomische Erfordernisse im Mittelpunkt. Zur Vermei-
dung des Zurückfallens im internationalen Wettbewerb galt es, die deutsche Bildungs-
katastrophe, die sich als zu geringe Bildungsbeteiligung und im bestehenden Lehrer-
mangel äußerte, zu überwinden (vgl. auch Edding 1965). Eine dazu wichtige ergän-
zende Argumentation findet sich in der Deklaration von Bildung als Bürgerrecht bei
Ralf Dahrendorf (Dahrendorf 1965). Er bezeichnet das Bedarfsargument als nicht über-
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zeugend und betont stattdessen den Modernitätsrückstand in Deutschland, der sich
in bestehenden Bildungsbarrieren zeigt; diese Barrieren bestehen institutionell und men-
tal (besonders in spezifischen sozialen Gruppen). Als Gegenmaßnahmen hielt er eine
aktive Bildungspolitik für angezeigt, die jeden ermutigt, unabhängig von Verwertungs-
optionen eine bestmögliche Bildung zu erlangen. In seinem Plädoyer bezieht sich
Dahrendorf häufig auf die umfangreichenAnalysen von Hansgert Peisert, dessen Unter-
suchungen zur Bildungsbeteiligung in Deutschland das Schlagwort der Bildungsbe-
nachteiligung des „katholischen Arbeitermädchens vom Lande“ prägte (Peisert 1967).
In diesem Kontext einer weit ausholenden Bildungsdiskussion erschienen in der Fol-
gezeit eine breite Fülle wichtiger Studien sowie die imAuftrag des 1965 eingerichteten
Deutschen Bildungsrates herausgegebenen Gutachten und Empfehlungen. Zusammen-
fassend dargestellt wurden die Ergebnisse der Arbeit des Bildungsrats im Strukturplan
für das Bildungswesen (Deutscher Bildungsrat 1970). Die darin enthaltenen Vorschläge
zielten auf eine weitgehende Umgestaltung des deutschen Bildungswesens ab. Das be-
traf das zu Grunde liegende Begabungsverständnis, die Modernisierung von Lehrplänen
und Lehrinhalten, Überlegungen zu mehr Eigenverantwortung der Bildungseinrichtun-
gen sowie insbesondere Vorschläge zur Gestaltung eines horizontal statt vertikal geglie-
derten Schulwesens, das ein offenes und durchlässiges Bildungsangebot gewährleisten
sollte. Politisch zeigte sich recht schnell, dass die Vorschläge des Strukturplans nicht
über Partei- und Ländergrenzen hinweg konsensfähig waren. Abzulesen ist dies bereits
an den Voten im 1973 vorgelegten Bildungsgesamtplan, der ursprünglich als bildungs-
politische Leitlinie zur Umsetzung der im Strukturplan empfohlenen Maßnahmen ge-
dacht war (BLK (Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung) 1973).
Hinter den sich damit schon früh abzeichnenden Kontroversen um bildungspoliti-
sche Zielsetzungen und notwendige Maßnahmen einer Bildungsreform verbergen sich
in der Tat komplexe Zusammenhänge und schwierig zu beantwortende grundsätzliche
Fragen zu Bildung und (Bildungs-)(Chancen-)Ungleichheit in der Gesellschaft. Sie zu
beantworten verlangt nicht nur differenzierteAnalysen, sondern auch gesellschafts- und
bildungspolitische Entscheidungen. Es kann daher nachfolgend auch nicht darum ge-
hen, abschließende Ergebnisse oder Lösungen zu präsentieren, der Anspruch ist viel be-
scheidener: Was könnten wesentliche Faktoren sein, dass derzeit Bildungsungleichheit
so sehr Konjunktur hat, in welcher Hinsicht zeichnet sich Handlungsbedarf ab und wo-
rin könnte dieser Handlungsbedarf konkreter bestehen?
3. Stabilität und Wandel über die Zeit
Wie dieAnalysen von Peisert zeigten, bestanden in den 1960er Jahren erhebliche Diffe-
renzen in der Bildungsbeteiligung zwischen Regionen und sozialen Gruppen. Diese
konnten nicht durch Begabungsunterschiede wegerklärt oder als natürliche bzw. unver-
änderliche Ungleichheiten uminterpretiert werden. Sie waren vielmehr als Beleg für
Bildungsbarrieren bzw. einen grundlegenden, sozial und regional sehr unterschiedlich
verteilten Modernitätsrückstand zu werten. So variierte die Bildungsbeteiligung z.B. in
Ditton: Wie viel Ungleichheit durch Bildung verträgt eine Demokratie? 57
Bayern bei einem Gesamtmittelwert von 11,9% zwischen maximal 31,3% (Jungen in
Städten) bis minimal 0,7% (Mädchen in ländlichen Regionen mit hohem Katholiken-
anteil) (Peisert 1967).
Dazu, wie sich diese Ungleichheiten über die Zeit entwickelt haben, lagen bis Mitte
der 1990er Jahre sehr unterschiedliche Erwartungen und Erklärungsansätze vor (Mül-
ler/Haun 1994). Modernisierungstheoretisch war zu erwarten, dass mit steigenden Qua-
lifikationsanforderungen und ansteigendem Qualifikationsniveau ein Abbau der Un-
gleichheiten eintreten würde. Reproduktionstheorien zufolge war dagegen eher keine
bis wenig Änderung zu erwarten, da es zuAbschließungsprozessen kommen würde und
die oberen sozialen Gruppen Mittel und Wege finden würde, ihre privilegierte Position
zu halten, zu festigen bzw. sogar weiter auszubauen. Tatsache ist, dass seit den 1960er
Jahren die Bildungsbeteiligung ernorm gestiegen ist, sogar weit über die von Dahren-
dorf für möglich gehaltenen Quoten hinaus.
Zur Frage, wie sich im Kontext der Bildungsexpansion die Ungleichheiten der Bil-
dungsteilhabe tatsächlich verändert haben, gibt es inzwischen mehrere Studien. Deren
Ergebnisse sind nicht immer völlig konsistent, zeigen aber vergleichbare Trends an.
Blossfeld und Shavit sprechen bezüglich der Ergebnisse ihrer international angelegten
Studie in 14 Staaten von einer weitgehenden Stabilität der Bildungsungleichheiten, und
das selbst in Ländern, die einschneidende Reformen ihrer Bildungssysteme vorgenom-
men hatten (Blossfeld/Shavit 1992). Müller und Haun sehen für die Bundesrepublik
Deutschland bezüglich des Zugangs zu den höheren Schulformen einen Abbau der Bil-
dungsungleichheit in der Nachkriegszeit gegeben, wohingegen Schmipl-Neimanns dies
nur in gewissem Umfang für den Zugang in die mittleren Schulformen bestätigt findet
(Müller/Haun 1994; Schimpl-Neimanns 2000). Übereinstimmend zeigt sich in jedem
Fall, dass gravierende Veränderungen nicht eingetreten sind. Außerdem zeichnen sich
für die jüngste Zeit eher Tendenzen für zunehmende Ungleichheiten ab. Auch regional
sind die Unterschiede in der Bildungsbeteiligung erheblich geblieben (Ditton 2004).
Die recht ernüchternden Ergebnisse dieser Untersuchungen wurden zwar teils zur
Kenntnis genommen, auf besonderes Interesse stießen sie jedoch längere Zeit nicht. Bil-
dungsungleichheit war auch nicht gerade das meistbeachtete Thema. Ebenso war die
Diskussion um die Notwendigkeit einer Veränderung der schulischen Strukturen ver-
drängt und geradezu ein Tabuthema geworden. Die (leidige) „Strukturdebatte“ galt
lange Zeit als antiquiert und in keiner Weise zielführend, wenn es um Verbesserungen
der Bildungsqualität ging.
Maßgeblich (und vermutlich nachhaltig) verändert hat sich dieAufmerksamkeit für Bil-
dungsungleichheit und Bildungspolitik mit dem Bekanntwerden der Ergebnisse aus
PISA 2000. Anlass für Aufregung gab und gibt es in mehrfacher Hinsicht (Deutsches
PISA-Konsortium 2001): Ein erster Aspekt ist der unerwartet schlechte Tabellenplatz in
der internationalen Schulleistungsliga, ein wohl noch wichtigerer der überdurchschnitt-
liche Anteil an 15-jährigen, die über höchst unzureichende Basiskompetenzen in den
Kerndomänen Lesen, Mathematik und Naturwissenschaften verfügen. Nicht zuletzt ist
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auch die in Deutschland besonders enge Kopplung des Lernerfolgs und der Bildungs-
teilhabe an die soziale Herkunft ein hochaktuelles und inzwischen auch öffentlich dis-
kutiertes Thema. In den Blickpunkt geraten ist damit, dass die Zukunftschancen für ei-
nen erschreckend großen Teil der Schüler am Ende der Pflichtschulzeit (seien es nun
tatsächlich 25% oder etwas mehr oder weniger) alles andere als rosig sind. Ihre Chan-
cen, den Einstieg in eine dauerhafte Erwerbstätigkeit zu schaffen, schwinden angesichts
einer angespannten Lage auf dem Arbeitsmarkt sowie steigender Qualifikationsan-
forderungen in den wachstumsstärkeren Bereichen zusehends. Diese ungünstigen Pers-
pektiven betreffen in besonderem Maße Jugendliche, die aus Familien mit Migrations-
hintergrund, niedrigem sozioökonomischem Status und sozialen Brennpunkten in
Verdichtungsräumen (Großstädten) kommen. Das „katholische Arbeitermädchen vom
Lande“ ist nach einer heute gängigen Formel durch den „muslimischen Jungen aus der
Großstadt“ ersetzt worden. Das deutsche System, das auf demAnspruch gründet, jeden
individuell nach seinen Möglichkeiten zu fördern, erreicht das offenbar nicht im erwar-
teten und erwünschten Maß. Eine ganz besondere Herausforderung im schulischen Be-
reich stellt dabei die Kumulation von Problemlagen an spezifischen Schulformen im
Bereich der Sekundarstufe (bes. Hauptschulen, aber auch Gesamt- und Realschulen) dar
(Baumert/Stanat/Watermann 2006). Ein vergleichbares Problem zeigt sich auch schon
im Primarbereich, denn hier kommt es in den Großstädten und Ballungsgebieten durch
sozial-residentielle Segregation zu einer äußerst ungleichen Zusammensetzung der
Schülerschaft an den Grundschulen (Ditton/Krüsken 2006b 2007).
Insofern erlauben selbst die üblicherweise nur positiv interpretierten Befunde aus
IGLU nicht die Schlussfolgerung, dass im Primarbereich alles zum Besten bestellt ist.
Zwar ist das Leistungsniveau im internationalen Vergleich unauffällig und auch die Dis-
paritäten zwischen den sozialen Gruppen (Migranten, sozialen Schichten bzw. Klassen)
sind zumindest nicht besonders groß (Bos u.a. 2007). Dieser Generalbefund überdeckt
jedoch, dass ein Gefälle bezüglich der Lernvoraussetzungen und erzielten Ergebnisse
im Vergleich der einzelnen Schulen besteht. Offenkundig werden die Probleme beson-
ders beim Übergang in die Sekundarstufe. Hier bestehen weite Spannbreiten bezüglich
der Anforderungen, die bei den Schulübertritten gestellt werden. Außerdem zeigt sich,
dass Inländer und Kinder aus höheren sozialen Schichten erheblich bessere Chancen
haben, den Übergang auf eine höhere Schule, besonders auf das Gymnasium, zu schaf-
fen. Diese Ungleichheiten reduzieren sich unter Kontrolle der erzielten schulischen
Leistungen zwar deutlich, sie bleiben aber selbst dann in einem immer noch bedeutsa-
men Ausmaß bestehen (Ditton/Krüsken 2006a).
Ohne jeden Zweifel sind die bestehenden Herausforderungen erheblich. Dennoch wäre es
unzureichend, nur darauf zu verweisen und nicht zugleich auch die positiven Veränderun-
gen, die es im Vergleich zu den 1960er Jahren ebenfalls festzustellen gilt, mit zu nennen:
Die Möglichkeiten, schulische Abschlüsse zu erwerben, sind inzwischen deutlichÁ
vielfältiger geworden, d.h.: die Wege durch das Bildungssystem sind heute insge-
samt offener. Ein mittlererAbschluss wird heute nur noch zu ca. 50% an Realschulen
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erworben, weitere Zugänge führen über Hauptschulen, integrierte Schulen und be-
rufliche Schulen (Konsortium Bildungsberichterstattung 2006, S. 75). Daten aus
Längsschnitterhebungen über den Lebenslauf sprechen außerdem dafür, dass auch
nach Beendigung der Schulpflicht noch vielfach Abschlüsse nachgeholt und somit
zuerst eingeschlagene Bildungswege korrigiert werden (Maaz, im Druck.).
Der Zugang in die Hochschulen ist ebenfalls offener geworden. Nach wie vor kom-Á
men zwar die Studienanfänger an den Universitäten zu mehr als 90% aus den Gym-
nasien. Den Zugang zu den Fachhochschulen erreichen jedoch aktuell 42% der Stu-
dienanfänger über Fachgymnasien, gymnasiale Zweige integrierter Schulformen
und berufliche Schulwege (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2008, S. 176).
Die Gesamtmobilität hinsichtlich sozialer Auf- und Abstiege in Deutschland ist er-●
heblich. Die vertikale Mobilität ist dabei von den 70er Jahren bis heute in West-
deutschland von 42 auf 47% angestiegen; zu 33% handelt es sich umAufwärts- und
zu 14% umAbwärtsmobilität (Statistisches Bundesamt 2006, S. 603).
Die Stärke des Zusammenhangs zwischen sozialer Herkunft und selbst erreichter so-Á
zialer Position hat in Westdeutschland für Männer im Zeitraum von 1976 bis 2004
etwas abgenommen, bei Frauen gab es dagegen keine Veränderung. Im Osten ist ein
zunehmend engerer Zusammenhang sowohl bei Männern als auch bei Frauen festzu-
stellen (Statistisches Bundesamt 2006, S. 605). Möglicherweise hat sich hierbei die
soziale Geschlossenheit in den Führungs- und Elitepositionen verstärkt und sind die
Chancen, aus einer Position „ganz unten“ herauszukommen, mit der Zeit ungünsti-
ger geworden (Hartmann 2007).
Im Gesamtüberblick besteht bezüglich der Verteilung auf Bildungswege und in prestige-
trächtige Positionen hinein in Deutschland ein bedeutsames Maß an Ungleichheit. Zu-
gleich wurde jedoch im Zeitverlauf auch mehr an Offenheit erreicht. Eindeutige Belege
für eine Verstärkung von Bildungsungleichheit über die Zeit finden sich insofern nicht,
und es erschiene kaum gerechtfertigt, von einer Entwicklung hin zum Schlechten zu
sprechen. Insofern muss Bildungsungleichheit wohl in einem größeren Zusammenhang
betrachtet werden, um die heutigen Aufregungen zu dieser Frage zu verstehen.
4. Reproduktion von Bildungsungleichheit
Trotz des bestehenden Anspruchs auf offenen Zugang zu Bildung (und damit in soziale
Positionen hinein) ist es ein empirisches Faktum, dass Bildung (ähnlich wie Reichtum)
zu einem großen Teil vererbt wird. Wer viel Bildung hat, gibt viel Bildung an seine Kin-
der weiter. Bei dieser Vererbung sind die Übergänge im Bildungswesen nachweislich
von besonderer Bedeutung.An allen Schnittstellen lässt sich zeigen, dass Kinder und Ju-
gendliche aus den oberen sozialen Gruppen regelmäßig die höheren Leistungen nach-
weisen können und von daher im Vorteil sind. Hinzu kommt, dass die statushöheren
Gruppen selbst bei gleichen Leistungen die anspruchsvolleren Wege wählen als die un-
teren sozialen Gruppen. Besondere Bedeutung hat hier im deutschen System der Über-
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gang von der Primar- in die Sekundarstufe. Ins Kreuzfeuer der Kritik geraten in diesem
Zusammenhang seit einiger Zeit die Lehrkräfte, denen fehlende diagnostische Kompe-
tenz, Ungerechtigkeit, soziale Selektivität und völlig unangemessenen Übertrittsemp-
fehlungen angelastet werden. Der Übergang in die weiterführenden Schulen scheint im
Wesentlichen einem „Roulette-Spiel“ zu gleichen, so dass man die Plätze auf den Gym-
nasien auch gleich per Los verteilen könnte. Nicht nur in der Wissenschaft und Bil-
dungspolitik, sondern vor allem auch in der Öffentlichkeit sorgen derartige Darstellun-
gen verständlicherweise für erhebliche Irritationen. Die dabei oft genannten Argumente
stehen allerdings auf recht wackligen Füßen bzw.: sie lassen zumindest einen weiten
Spielraum für Interpretationen. Wie Daten der KOALA-Studie zeigen, korrelieren die
Zeugnisnoten in der Grundschule zu ca. r = .70 mit den schulischen Leistungen, die mit
standardisierten Tests gemessen wurden (Ditton 2007). Berücksichtigt man mögliche
Messfehler und berechnet die Beziehungen zwischen latenten Variablen, ergeben sich
Beziehungen von r=.80 und höher. Zudem lassen sich die Übertrittsempfehlungen der
Lehrkräfte zum weitaus größten Teil durch schulische Leistungen erklären. Auch wenn
damit weder die Noten noch die Übertrittsempfehlungen ausschließlich durch (fachli-
che) Leistungen determiniert sind, ist es doch schwer nachvollziehbar, weshalb die nach-
weislich engen Beziehungen überwiegend als Beleg für diagnostische Unfähigkeit und
Fehlurteile gewertet werden. Weit eher trifft die Einschätzung zu, dass Noten und schu-
lische Laufbahnen in allererster Linie von schulischen Leistungen bestimmt werden.
Daran gemessen hat (a) die soziale Herkunft zwar hoch bedeutsame, aber doch sehr viel
geringere Effekte und sind (b) die Effekte der sozialen Herkunft ihrerseits stärker über
Leistungen als über sekundäre Effekte oder eine institutionelle Diskriminierung vermit-
telt (Ditton/Krüsken 2006a)2. Das derzeit gern vermittelte Bild völlig leistungsungerech-
ter Verteilungen ist jedenfalls erheblich überzeichnet. Das ist nicht nur unseriös, sondern
auch insofern problematisch, als es den Blick in eine falsche Richtung lenkt. Häufig
wird nämlich so getan, als könnten bessere Diagnosen und weniger Voreingenommen-
heiten (der Lehrkräfte) die bestehenden Probleme beseitigen. Das ist jedoch nur zu ei-
nem begrenzten Teil der Fall. Besonders deutlich wird dies bezogen auf die Gruppe der
Migranten. Hier finden die vorliegenden Studien übereinstimmend, dass unter Kontrolle
der schulischen Leistungen keine Benachteiligungen bei Laufbahnempfehlungen mehr
festzustellen sind, eher trifft das Gegenteil zu (positive Diskriminierung) (Kristen 2002;
Lehmann/Peek 1997). Gerade das verweist auf den Kern des Problems: Ganz eindeutig
sind Kinder aus Familien mit Migrationshintergrund und mit niedrigem sozialem Status
viel zu oft die Verlierer im Bildungswettbewerb. Sie sind dies aber keineswegs in erster
Linie auf Grund von Diskriminierungen, sondern weil sie in demWettbewerb von einer
weitaus ungünstigerenAusgangsposition aus starten und im Zeitverlauf statt aufzuholen
eher noch weiter zurückfallen. Der Kern der Herausforderung besteht also darin, dem
Leistungsnachteil entgegenzuwirken und dafür effektive Mittel und Wege zu finden.
2 Wie hoch die Anteile primärer und sekundärer Effekte ausfallen, hängt mit davon ab, welche
„Leistungsaspekte“ bei den Analysen berücksichtigt werden. Zudem könnte auch die Rege-
lung des Übertrittsverfahrens eine Rolle spielen (freie Elternwahl vs. bindende Empfehlung
durch die Lehrkräfte).
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Überhaupt stellt sich die Frage, inwieweit die Schule resp. das Bildungssystem für Bil-
dungsungleichheit verantwortlich zu machen ist. Mit Daten aus der bereits genannten
KOALA-Studie lässt sich zeigen, dass in der Grundschulzeit viel an Leistungsunter-
schieden ausgeglichen wird (Ditton/Krüsken, im Druck). Die Grundschule leistet inso-
fern einen wesentlichen Beitrag zur Leistungshomogenisierung (geradezu zur Gleich-
macherei) als insbesondere die zunächst leistungsschwachen Schüler sich in ihren schu-
lischen Leistungen ganz erheblich steigern – weit mehr als die leistungsstarken! Die
Unterschiede zwischen den Herkunftsgruppen bleiben aber dennoch weitgehend stabil
bzw. nehmen über die Zeit sogar noch (geringfügig) zu. Dies liegt daran, dass innerhalb
der einzelnen Leistungsgruppen die Schüler aus den statushöheren Familien die jeweils
größeren Leistungszuwächse erzielen.
Bevor man also mit vorschnellen Lösungen für komplexe Zusammenhänge aufwartet,
macht es Sinn, sich Modelle zur differenzierteren Erklärung von Schul- bzw. Lernerfolg
und Bildungskarrieren ins Gedächtnis zu rufen (Weinert/Helmke 1997). Zwar haben
schulische Leistung und schulischer Erfolg vielfältige Ursachen, der mit klarem Ab-
stand wichtigste Prädiktor sind jedoch die früheren Leistungen. Diese hängen beim
Schuleintritt nicht von der Schule ab, sondern von der Förderung in Kindergarten bzw.
Kinderkrippe und Familie. Auch über die ganze Schulzeit hinweg bleiben Einflüsse des
außerschulischen Feldes (der Familie, der Peers, des Wohnumfeldes usw.) bestehen. Es
ist schwer zu bestimmen, wo hier die Zuständigkeiten resp. Verantwortlichkeiten des
(öffentlich organisierten) Bildungswesens beginnen bzw. enden. Wann darf, soll oder
muss mit welchen Mitteln und mit welcher Intensität eingegriffen oder gegengesteuert
werden? Ohne zwingenden Anlass kann das Recht (und die Pflicht!) der Eltern auf Er-
ziehung ihrer Kinder nicht auch nur teilweise außer Kraft gesetzt werden. So verzichten
in nicht wenigen Fällen Familien unterer Schichten darauf, trotz einer vorliegenden
Empfehlung für eine höhere Schulform, ihr Kind dort auch anzumelden (Ditton 2007).
Dem kann nicht durch staatliche Intervention oder eine bessere Diagnostik, sondern
allenfalls durch gezielte Beratung und weitergehende Unterstützung entgegengewirkt
werden.
Insgesamt gibt es dafür, dass das Bildungssystem und die Schule im Konzert der Bedin-
gungsfaktoren für Schulerfolg zwar Gewicht, aber nur begrenzten Einfluss haben, aus-
reichend Belege. Zu nennen sind u.a. die Studien von Entwisle und Alexander, die auf
eine weitgehend parallel verlaufende Leistungsentwicklung von Schülern unterschied-
licher sozialer Gruppen während der Schulzeit und ein Auseinanderfallen während län-
gerer Ferienzeiten hinweisen (Entwisle/Alexander 1992, 1994). Eine eher geringe bis
vergleichsweise bescheidene Wirksamkeit zeigen in der Regel auch kompensatorische
Förderprogramme (Bronfenbrenner 1974); am ehesten sind anhaltende Effekte dann zu
erwarten, wenn Programme in das gesamte Umfeld der Adressaten hineinwirken. Im
Zuge der Schulqualitätsdiskussion neigt man demgegenüber häufig dazu, der Schule zu-
viel abzuverlangen. Teils erscheint Schule geradezu als allmächtig, was in auffallendem
Kontrast zu prominenten Befunden aus der Bildungsforschung steht. Von daher macht
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es durchaus Sinn, sich die Warnungen im Coleman-Report (Coleman u.a. 1966) und in
den Studien von Jencks und Mitarbeitern in Erinnerung zu rufen (Jencks u.a. 1979;
Jencks u.a. 1973). Nicht aus Gründen der Nostalgie, sondern weil aktuelle Studien der
OECD auf der Basis von PISA-Daten zu sehr ähnlichen Einschätzungen führen: Auch
mit aktuellen Daten lässt sich zeigen, dass Merkmale der sozialen Herkunft im Ver-
gleich zu schulischen Faktoren die erklärungsstärkeren sind bzw. schulische Faktoren
oft erst in Wechselwirkung mit Herkunftsfaktoren Bedeutung gewinnen (OECD 2005).
Wie man es auch dreht und wendet: der schulischenWirksamkeit sind klare Grenzen ge-
setzt und Bildungsungleichheit muss daher in einem breiteren gesellschaftlichen Zu-
sammenhang gesehen werden.
5. Bildung in der Gesellschaft
Die öffentliche Aufmerksamkeit für Bildungsungleichheit hat ihre Konjunkturen. Auf
eine sich über die Zeit verschärfende Bildungsungleichheit kann die heute erhöhte Sen-
sibilität kaum zurückgeführt werden. Eher könnte eine Rolle spielen, dass Ungleichheit
seit einigen Jahren in vielen Facetten immer mehr zum leidenschaftlich diskutierten
Thema wird, wofür es sehr stichhaltige Gründe gibt:
In den letzten 20 Jahren hat die Einkommensungleichheit in drei Viertel der OECDÁ
Länder zugenommen. Starke Zunahmen gab es in den letzen fünf Jahren vor allem
auch in Deutschland. Ebenso ist in Deutschland die Einkommensarmut stark ange-
stiegen (OECD 2008). Insgesamt entstand damit eine zunehmende Schere zwischen
Arm und Reich, Oben und Unten bzw.: zwischen den Gewinnern und Verlierern der
Modernisierung. Zunehmend scheint dem öffentlichen Empfinden nach die Vertei-
lung von Belastungen und Privilegien immer weiter auseinanderzugehen und zuneh-
mend ungerechter zu werden. Als markante Stichworte in der öffentlichen Diskus-
sion können dafür Managergehälter vs. Hartz IV stehen.
Viel Aufmerksamkeit haben in Mediendarstellungen der letzten Jahre Exzellenzini-Á
tiativen und die Eliteförderung erfahren, die zur Absicherung einer internationalen
Spitzenposition verhelfen sollen. Maßnahmen zur Förderung von Leistungsschwa-
chen erweisen sich demgegenüber als weniger werbeträchtig. Zwar werden auch
hier erheblich Mittel investiert (Maßnahmen zur Förderung resp. Wiedereingliede-
rung von Schulabbrechern im sog. Übergangssystem). Die Maßnahmen erweisen
sich jedoch nur als begrenzt erfolgreich (Autorengruppe Bildungsberichterstattung
2008, S. 166f.) und eignen sich schon von daher weniger gut für publikumswirk-
same Auftritte.
Für den Finanzsektor wurden im Zuge der aktuellen Krise horrende Summen in kür-Á
zester Zeit bereitgestellt. Die Investitionen in den Zukunftsbereich Bildung, um die
in schöner Regelmäßigkeit unverhältnismäßig lang gerungen werden muss, nehmen
sich dagegen höchst bescheiden aus; sie genügen im Hochschulbereich bestenfalls,
um den kommenden Anstieg der Zahl der Studienanfänger etwas abfedern zu kön-
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nen, Qualitätsverbesserungen sind damit nicht zu erzielen. Allein schon die Ab-
wrackprämie für Pkws beträgt ein Vielfaches der zusätzlichen Investitionen in Bil-
dung. Ganz besonders grotesk wirkt das angesichts der inzwischen durch mehrere
Studien bestätigten hohen Renditen, die mit Investitionen für Bildung zu erzielen
sind (Weiß 2008). Für die Abwrackprämie bliebe dagegen selbst die Wirksamkeit
noch nachzuweisen.
Gefühlte UngleichheitÁ : Die Sensibilität für Ungleichheit wird nicht allein durch die
Faktenlage, sondern auch durch Empfindungen und Emotionen bestimmt. Dies-
bezüglich zeigt eine international vergleichende Studie der BBC (World Opinion
Poll) ein in der Bevölkerung vorherrschendes Empfinden, dass die im Zuge der
Modernisierung erwirtschafteten Gewinne ungerecht verteilt sind. In 27 von 34
Ländern ist die klare Mehrheit der Bevölkerung (64%) der Auffassung, dass die
Verteilung der ökonomischen Profite und Belastungen zunehmend ungerechter ge-
worden ist (BBC World Service Poll 2008). Wie Vergleiche über die Zeit für
Deutschland zeigen, hält ein ansteigernder Teil der Bevölkerung die sozialen Unter-
schiede für nicht gerecht. Im Jahr 2004 geben nur noch unter 20% der Bevölkerung
im Osten und unter 40% der Bevölkerung imWesten an, dass sie die in Deutschland
bestehenden sozialen Unterschiede für gerecht halten (Statistisches Bundesamt
2006).
Konsens scheint dahingehend zu bestehen, dass eine geringere Abhängigkeit des Lern-
erfolgs und der Bildungsteilhabe von der sozialen Herkunft sowie mehr Chancengleich-
heit wichtige gesellschafts- resp. bildungspolitische Ziele sind. Damit gewinnen natür-
lich auch Versuche an Bedeutung, die Bildungsungleichheit zu reduzieren. Im gesamten
Bildungswesen sind inzwischen zahlreiche Reformbemühungen zu konstatieren, sie
umfassen u.a. Maßnahmen der Frühförderung, schulischen Ganztagsbetrieb, die Ein-
führung von Bildungsstandards, regelmäßige Evaluationen und Initiativen zur Quali-
tätsentwicklung. Selbst Veränderungen der Systemstrukturen werden nicht mehr aus-
geschlossen. Hinsichtlich einer Reduzierung von Bildungsungleichheit ist allerdings
unklar, was die genaueren Zielvorstellungen sind. Der Frage könnte man sich auch
quantitativ nähern: Soll der soziale Gradient, der den Zusammenhang zwischen Her-
kunft und Bildungserfolg anzeigt, auf den Wert „0“ zurückgehen? Dies würde dann an-
zeigen, dass überhaupt kein Zusammenhang mehr besteht, Schulerfolg also völlig unab-
hängig von sozialer Herkunft ist. Eine unrealistische Zielvorgabe wäre das insofern, als
eine Unabhängigkeit beider Größen weltweit nicht vorzufinden ist. Umgekehrt könnte
das Ziel auch schon als erreicht gelten, wenn unter Kontrolle der Leistungen keine sozi-
alen Unterschiede in der Bildungsbeteiligung mehr gefunden würden. In diesem Fall
dürften die Leistungsunterschiede bestehen bleiben, nur das, was über Leistungsdiffe-
renzen hinaus geht, müsste reduziert werden. Ebenso ließen sich Zielgrößen zwischen
diesen beiden Polen finden, indem z.B. ein Maß an Bildungsungleichheit als akzeptabel
gilt, wie es im OECD-Durchschnitt zu finden ist. Gegenwärtig ist allenfalls geklärt, dass
Bildungsungleichheit reduziert werden soll, wieweit das geschehen soll, ist offen und
dürfte strittig sein, wenn es denn diskutiert würde.
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Wie hoch die Erwartungen überhaupt gesteckt werden dürfen, ist schwer zu beantwor-
ten. Im Grunde geht es um die (alte) Hoffnung, durch Bildung (und Schule) die Welt zu
retten bzw. zu verbessern und in diesem Fall: die Bildungsungleichheit zu reduzieren. In
gewisser Weise ähneln solche Bemühungen etwas dem Wettlauf zwischen dem Hasen
und dem Igel. Zumindest legt der Stand der Forschung den Schluss nahe, dass Bildungs-
ungleichheit ein hartnäckiges Phänomen ist und alles andere als leicht abzustellen. Die
empirischen Befunde entsprechen überwiegend den Erwartungen aus reproduktionsthe-
oretischer Perspektive, der zufolge die oberen Klassen immer wieder Mittel und Wege
finden werden, um ihre Privilegien zu retten und wiederum für Distinktion zu sorgen
(Bourdieu u.a. 1981; Bourdieu/Passeron 1971). Je mehr höhere Bildung zum Allge-
meingut wird, umso stärker wird über Zusatzoptionen versucht werden, den Heimvor-
teil des eigenen Nachwuchses nicht zu verspielen (z.B. Auslandsaufenthalte, Besuch
von Privat- und Eliteschulen, Erwerb von Zusatzqualifikationen, Nutzung der verfüg-
baren Kontaktnetze usw.). Dem lässt sich zwar entgegensteuern, allerdings in ver-
gleichsweise engen Grenzen.
Häufig als Ursache für Bildungsungleichheit verantwortlich gemacht wird das deutsche
dreigliedrige Schulsystem mit der frühen Trennung in unterschiedliche Schulformen.
Das dürfte mit eine Rolle spielen, jedoch ist die häufig kurzschlüssige Argumentation
nicht überzeugend. PISA zeigt im internationalen Vergleich, dass es keine einfache kau-
sale Beziehung zwischen Systemstrukturen und erzielten Ergebnissen gibt. Das er-
reichte Leistungsniveau ist weitgehend unabhängig von den Systemstrukturen und die
Bildungsungleichheit ist zwar in integrierten Systemen im Durchschnitt, aber eben nicht
durchgängig geringer als in gegliederten Systemen (OECD 2005). Systemreformen
könnten insofern zu einer Reduzierung von Bildungsungleichheit führen, müssen das
aber nicht schon per se. Dennoch ist in den letzten Jahren die lange Zeit tabuisierte
„Systemfrage“ erheblich in Bewegung gekommen. Hamburg, Berlin und Schleswig-
Holstein sind bereits im Prozess der Umstellung auf ein zweigliedriges System mit
Gymnasien und einer daneben bestehenden integrierten Schulform aus Hauptschulen
und Realschulen. Andere Länder scheinen dem – mehr oder weniger zögerlich und kon-
sequent – folgen zu wollen. Es ist wohl keine zu kühne Prognose, dass in einem über-
schaubaren Zeitraum ein zweigliedriges System, wie es in den neuen Ländern ohnehin
schon als Standard besteht, deutschlandweit der Regelfall sein wird. Die Bereitschaft
für Systemreformen ist dabei nicht ausschließlich durch den bildungspolitischenWillen
begründet, sondern nicht zuletzt auch der Realität geschuldet, d.h.: eine Reaktion auf
stark sinkende Schülerzahlen3. Anders als in allen Kantonen der Schweiz, die in den
vergangenen Jahren eine Verlängerung der gemeinsamen Grundschulzeit von vier auf
sechs Jahren umgesetzt haben, zeichnet sich in Deutschland in dieser Hinsicht wenig an
Veränderung ab.
3 Die Integration von Schulformen ermöglicht es eher, eine wohnortnahe Schulversorgung si-
cherzustellen.
Ditton: Wie viel Ungleichheit durch Bildung verträgt eine Demokratie? 65
Zwei immer wieder besonders stark betonte Maßnahmen, um der Bildungsungleichheit
entgegenzusteuern, sind die Frühförderung und der schulische Ganztagsbetrieb. Beides
zusammen wird derzeit fast wie ein Erfolgsversprechen gehandelt, um die Probleme in
den Griff zu bekommen. Ob man darauf vertrauen darf, ist nüchtern betrachtet jedoch zu-
mindest ungewiss. Natürlich erscheint es einleuchtend, dass bei einer früher einsetzen-
den gezielten Förderung und einer intensiveren und umfangreicher gewährleisteten insti-
tutionellen Betreuung mehr Chancenausgleich erreicht werden kann. Entscheidend wird
aber sein, was daraus gemacht wird. Mit dem in unserer Verfassung verankerten Gleich-
heitsgrundsatz ist gemeint, dass jedem Individuum seinen Fähigkeiten entsprechend
bestmögliche Entfaltungsmöglichkeiten geboten werden sollen. Ein Anspruch besteht
also nicht nur für die Schwachen, sondern auch für die Starken.4Wenn das wörtlich ge-
nommen wird, werden auch in der Frühförderung und im Ganztagsbetrieb schon beste-
hende Unterschiede erhalten bleiben bzw. sich noch weiter vergrößern. Mehr Ausgleich
wird allenfalls dann erreicht, wenn Lernende gezielt ungleiche Förderung erhalten, wie
es in kompensatorischen Programmen vorgesehen ist. Gegenwärtig wird die Frage weit-
gehend ausgeblendet, ob und wieweit man sich darauf einlassen möchte. Zu klären wäre
in dem Zusammenhang auch, worin der Gewinn für die Stärkeren bestehen könnte, wenn
den Schwächeren mehr Förderung, Aufmerksamkeit und Ressourcen zukommen wür-
den. Vielleicht ist es hierzu hilfreich, eine Analogie zu den Maßnahmen im Rahmen der
aktuellen Finanzkrise zu ziehen. Bedingung für eine gezielte staatliche Unterstützung
oder Intervention war die Erfüllung von zwei Kriterien: Erstens musste der Bereich als
systemrelevant angesehen werden (Maßnahmen zur Abwendung der Gefahr einer Kern-
schmelze bzw. eines Super-GAUs). Zweitens gab es Hilfen nur für diejenigen, die nicht
oder nur in Grenzen als für ihre Misere verantwortlich angesehen wurden.
Es dürfte nicht schwierig sein und würde den vielfachen politischen Bekundungen
entsprechen, den Bildungsbereich und hier besonders die große Zahl der Problemfälle
als systemrelevant einzustufen. Dabei kann zunächst einmal unterstellt werden, dass die
Betroffenen (jedenfalls deren Mehrheit) unverschuldet in ihre Lage geraten sind. Hinzu
kommt, dass Misserfolg im Bildungssystem nachträglich nur schwer aufzufangen ist,
was unverhältnismäßig teuer wird. Der Gewinn für die Stärkeren würde somit darin be-
stehen, dass ihnen die Finanzierung von Folgekosten erspart bleibt, da die Sozialsys-
teme weniger stark belastet werden. Darüber hinaus könnten in einem Bildungssystem,
das weniger auf Wettbewerb fokussiert und mehr auf gemeinsames Lernen setzt, alle
Lernenden hinsichtlich der Entwicklung ihrer sozialen Kompetenzen profitieren und
darüber eine größere gesellschaftliche Kohäsion grundgelegt werden. Die Zielsetzung
würde also darin bestehen, allen einen solchen Mindeststandard an Bildung zu garantie-
ren, der in jedem Fall ausreicht, um gesellschaftlich teilhaben zu können und sich aus
eigenen Kräften einen zufriedenstellenden Lebensstandard zu sichern. Damit würde
zwar weder die Bildungsungleichheit noch die soziale Ungleichheit eliminiert, das ver-
4 Ein Beispiel dafür sind die Intensivierungsstunden an den Gymnasien in Bayern. Sie sind
einerseits dazu gedacht, den leistungsschwächeren Schülern eine Lerngelegenheit zum Auf-
holen zu geben; andererseits sollen die leistungsstärkeren Schüler die Möglichkeit haben, den
Lernstoff zu „intensivieren“.
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bleibende Maß an Ungleichheit könnte aber als akzeptabel empfunden werden, wenn
niemand unter einem (vergleichsweise hohen) Mindestniveau leben müsste und ande-
rerseits dennoch Anreize für die Leistungsspitzen und Eliten gegeben wären.
Die im Titel des Beitrags aufgeworfene Frage geht weit über empirische Daten hinaus
und ist kein rein pädagogisches Thema. Es geht auch um Politik und um Absichten,
Visionen zu unserer künftigen Gesellschaft. Maße für (Bildungs-)Ungleichheit lassen
sich empirisch zuverlässig ermitteln. Wie viel Ungleichheit in der Gesellschaft und im
Bildungssystem akzeptiert wird, ist damit noch längst nicht beantwortet. Was lässt sich
dann als Antwort auf die Eingangsfrage geben: Wie viel Ungleichheit verträgt eine
Demokratie? Quantitativ präzise ist das nicht zu bestimmen. Entsprechend der Fakten-
lage sowie dem öffentlichen Empfinden und den (bildungs-)politischen Erklärungen ist
die Antwort trotzdem eindeutig: Auf längere Sicht jedenfalls nicht soviel wie derzeit in
unserer Gesellschaft vorhanden ist.
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Abstract: Due to the crucial importance of education for social partaking in modern de-
mocracies, it is not surprising that inequality in education has increasingly been discussed
in recent years. Still, the question arises what different cycles in the intensity of political
and public awareness can be put down to. The author argues that the issue needs to be
considered in a broader social context. Thus, current hopes to effect distinct changes
through specific educational-political reforms do not necessarily appear to be convinc-
ing.
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